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Siehe auch:

Siedlungsstruktur;

Siedlungskonzept und Kriterien 
zur Bemessung der 
Bauzonengrösse;

Arbeitszonen und grosse 
Verkehrserzeuger;

Touristische 
Entwicklungsschwerpunkte

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle:
Bau- und Raumplanungsamt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
VEA, TBA, WIF, AfU, GemA, 
LwA

Andere Kantone:
VD, BE

Bund:
ARE, ASTRA, BAV, BUWAL

1. PROBLEMSTELLUNG

Die im Zonennutzungsplan abgegrenzte und legalisierte Bauzone 
ist dazu bestimmt, gemäss den im eidg. Raumplanungsgesetz 
(RPG) festgelegten Bestimmungen den Bedarf an Bauland für die 
nächsten 15 Jahre abzudecken. Nach Ablauf dieser Frist wird der 
Plan gemäss den in der kantonalen Gesetzgebung vorgesehenen 
Bestimmungen revidiert. Je nach der Siedlungsentwicklung und 
dem tatsächlichen Bedarf der Gemeinde kann die Revision des 
Plans auch vor Ablauf dieser Periode vorgenommen werden. Bei 
der Genehmigung des kantonalen Richtplans FR 87 stellte der Bund 
fest, dass der Kanton Freiburg eine zu grosse Baufläche besass, 
und forderte diesen auf, Massnahmen zur Verminderung der 
Bauzone und zu ihrer Anpassung an das RPG zu ergreifen.

Der Kanton hat die Bauzone nicht nur zu bewirtschaften, 
um Forderungen des Bundes zu erfüllen. Mit einer guten 
Bauzonenplanung lassen sich auch die Belange der landwirt-
schaftlichen Produktion oder des Schutzes der Lebensgrundlagen 
berücksichtigen. Das unbesiedelte Land ist zudem ein begehrter 
Raum für Freizeit und Tourismus. Aus all diesen Gründen soll sich 
die Bauzone im Kantonsgebiet nicht unbeschränkt ausdehnen.

Die Regeln, die für die Bemessung der Bauzonengrösse in Betracht 
zu ziehen sind, werden im Kapitel «Siedlungskonzept und Kriterien 
für die Bemessung der Bauzonengrösse» festgelegt. Eine Typologie 
und die in diesem Bereich zu beachtenden Faktoren wurden 
definiert.

Die auf den Wohnbedarf der nächsten 15 Jahre ausgerichtete 
Siedlungsentwicklung wurde bisher nach dem während der letzten 
15 Jahre verzeichneten Bevölkerungswachstum berechnet. Aus 
der festgestellten Zunahme der Bevölkerung wurde die potenzielle 
Entwicklung hochgerechnet und anschliessend in die entsprechende 
Quadratmeterfläche von Bauland umgesetzt. Diese Methode hatte 
ihre Grenzen, da die Bestimmung der Bevölkerungsdichte ungenau 
war und die Bevölkerung der Landwirtschaftszone häufig für die 
Bauzone nochmals mitgezählt wurde. Der Kanton Freiburg legt 
eine neue Berechnungsmethode fest. Künftig wird die Entwicklung 
nicht mehr durch die Wachstumsrate der Bevölkerung bestimmt, 
sondern wird auf der Grundlage der Bodennutzung der letzten 
15 Jahre berechnet und mit dem Faktor multipliziert, den der 
Kanton für jeden Gemeindetyp festgelegt hat.

Es geht folglich darum:
· Den Siedlungsbedarf auf einer praktischeren und transpa-

renteren Grundlage als bisher zu ermitteln; dabei wird die 
Bauzonengrösse aufgrund der tatsächlich bebauten Grundstücke 
und nicht mehr nach der Zunahme der Bevölkerungszahl 
festgelegt.

· Eine gemeinsame Strategie für Bodennutzung und 
Bauzonenbewirtschaftung zu erarbeiten.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

· Langfristige Planung der Siedlungsentwicklung und Festlegung 
der Entwicklungsschwerpunkte je nach den verfügbaren stra-
tegischen Orten.

· Bemessung der Bauzonengrösse für die nächsten 15 Jahre 
nach dem geschätzten Bodennutzungsbedarf gemäss den 
vom Kanton festgelegten Faktoren.



T S. 2   

3 .  B e s i e d l u n g  u n d  B e w i r t s c h a f t u n g  d e r  B a u z o n e  a u f  l o ka l e r  E b e n e

01.07.2002

3 .  B e s i e d l u n g  u n d  B e w i r t s c h a f t u n g  d e r  B a u z o n e  a u f  l o ka l e r  E b e n e

T S. 3   01.07.2002

· Ermutigung an die Gemeinden, ihre Siedlungsplanung je nach 
Baulandbedarf und Zustand der Groberschliessung zu staffeln 
und eventuell in mehrere Etappen aufzuteilen.

· Planung der durchzuführenden Groberschliessung aufgrund 
der Übersicht über den Stand der Erschliessung und des 
Erschliessungsprogramms.

· Ermutigung an die öffentlichen Körperschaften, eine aktive 
Bodenpolitik zu betreiben.

· Bemühung um Erhöhung des verfügbaren freien Baulandes 
in der Bauzone.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

· Ermittlung der Ausrichtung, der die Siedlungsentwicklung der 
Gemeinde zu folgen hat, und der Räume, die aus verschiedenen 
Gründen (Landschaft, Natur, Landwirtschaft, Kulturerbe) erhal-
tenswert sind. Auf der Grundlage dieser Analyse werden die 
für Siedlungszwecke interessantesten unbebauten Grundstücke 
als «strategisch» bezeichnet.

· Ausscheidung aller teilweise oder weitgehend bebauten 
Grundstücke innerhalb des angestrebten Siedlungsperimeters 
als Bauzone.

· Nutzung der bestehenden legalisierten und erschlossenen 
(Grob- und Feinerschliessung) Baulandreserven, bevor neue 
Erweiterungen vorgeschlagen werden.

· Bestimmung der unbebauten und unerschlossenen (genehmigten 
oder nicht genehmigten) Grundstücke, die sich hinsichtlich 
ihres baulichen Zusammenhangs und wirtschaftlich tragbarer 
Erschliessungskosten am besten für die Siedlungsentwicklung 
eignen.

· Erwägung der Auszonung der unbebauten und unerschlos-
senen Grundstücke im Fall einer Überdimensionierung.

· Verhandlung mit den Eigentümern unbebauter strategischer 
Grundstücke, damit diese sich verpflichten, ihre Grundstücke 
auf den Markt zu bringen oder in den nächsten 15 Jahren 
zu bebauen.

· Bewahrung der unbebauten und unerschlossenen Grundstücke 
in der Bauzone oder deren Zuweisung in die Bauzone nur, 
wenn sich die Eigentümer verpflichten, in den nächsten 15 
Jahren zu bauen.

· Erwägung der Schaffung eines Kaufrechtes zugunsten der 
Gemeinde für strategisch interessante unbebaute Grundstücke, 
deren Erschliessung die Eigentümer nicht ausführen möch-
ten.

· Verhindern, dass die gesamte kommunale Entwicklung in den 
Händen eines einzigen Grundeigentümers liegt.

· Planung der Erschliessung unerschlossener Grundstücke, damit 
diese in den 15 Jahren nach Genehmigung der Ortsplanung 
erfolgt.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Die Berechnungsmethode für die Erweiterung der Bauzone 
gilt für Zonen, die als Wohngebiet vorgesehen sind. Die 
Vergrösserung von Arbeitszonen, touristischen Zonen und 
Zonen von allgemeinem Interesse wird in den Kapiteln 
«Arbeitszonen und grosse Verkehrserzeuger», «Touristische 
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Entwicklungsschwerpunkte» bzw. «Siedlungskonzept und Kriterien 
zur Bemessung der Bauzonengrösse» behandelt.

· Die Ausrichtung der Besiedlung nimmt Rücksicht auf Elemente wie 
die Qualität der landwirtschaftlichen Flächen, Naturgefahren, 
Natur und Landschaft, Kulturgüter, Umweltbelastungen, 
Versorgungsgüter, Erhaltung der Lebensgrundlagen usw.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Kontrolliert die Bauzonengrösse und prüft die Angemessenheit 

der für die Bewirtschaftung dieser Zone getroffenen 
Massnahmen im Rahmen der Ortsplanungsrevisionen.

Die Gemeinden:
· Verfügen über eine Frist von 10 Jahren nach Genehmigung des 

kantonalen Richtplans zur Einreichung eines entsprechenden 
Revisionsprogramms beim BRPA, um zu entscheiden, ob auf 
der Grundlage der für die Bemessung der Bauzonengrösse 
festgelegten Faktoren eine Revision in Betracht zu ziehen ist. 
Dieses Revisionsprogramm ist ebenfalls bei jeder wesentlichen 
Abänderung der Bauzone vorzulegen.

· Können eine Revision ihrer Ortsplanung vornehmen, wenn 
dafür nachweislich Bedarf besteht, selbst wenn die letzte 
Revision weniger als 15 Jahre zurückliegt.

· Schlagen in ihrer Ortsplanung die Grösse der Bauzone 
nach der vom Kanton festgelegten Methode vor und treffen 
Massnahmen für die Bewirtschaftung dieser Zone, um die 
Verfügbarkeit von Bauland zu vergrössern.

· Überwachen die Erschliessung der Bauzonengrundstücke 
innerhalb des vom Erschliessungsprogramm vorgesehenen 
Zeitraums.

Die Gemeinden des Kantonszentrums, der regionalen und interkom-
munalen Zentren sowie die touristischen Entwicklungsschwerpunkte 
oder die Gemeinden, die zusammenarbeiten:
· Erstellen einen gemeinsamen Richtplan der Bodennutzung, der 

ihnen ermöglicht, die Bauzonenreserven zu koordinieren, die 
in ihren Zonennutzungsplänen enthalten sein werden.

Die Nachbarkantone:
· Konsultieren sich über die Ortsplanungsprojekte der 

Grenzgemeinden.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Die Gemeinden beachten bei ihrer Ortsplanung folgende 
Etappen:

Revisionsprogramm

Was die Besiedlung anbelangt, wird es dank dem Revisionsprogramm 
möglich sein, die allgemeine Grössenberechnung der notwen-
digen Bauzonen vorzunehmen. Sobald der für die Gemeinde 
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geltende Faktor bekannt ist, lässt sich die Berechnung anhand 
einer Tabelle durchführen, die folgende Angaben enthält:
· Fläche der bebauten Bauzone in Quadratmetern.

· Fläche der während der letzten 15 Jahre bebauten 
Bauzonen.

· Geschätzte Fläche der benötigten unbebauten 
Bauzonenreserven.

Die geschätzte Fläche der Zonenreserven wird berechnet, 
indem man die Fläche der in den letzten 15 Jahren bebauten 
Bauzonen mit dem Faktor multipliziert, den die Gemeinde im 
Thema «Siedlungskonzept und Kriterien für die Bemessung der 
Bauzonengrösse» erhalten hat.

Die Berechnung der geschätzten Fläche gibt die Grössenordnung 
an, die in der Revision der Ortsplanung zu erreichen ist.

Alle Gemeinden des Kantons müssen dieses Dokument in einem 
Zeitraum von 10 Jahren nach Genehmigung des kantonalen 
Richtplans erstellen.

Vorprüfung der Ortsplanung

Im Siedlungsbereich enthält das Vorprüfungsprojekt die folgenden 
Dokumente:
· Richtplan der Bodennutzung.

· Zonennutzungsplan.

· Übersicht über den Stand der Erschliessung.

· Erläuternder Bericht mit Übereinstimmungsnachweis.

Der Richtplan der Bodennutzung bezeichnet sämtliche Grundstücke, 
die in Hinsicht der Siedlungsentwicklung , selbst über den Zeitraum 
von 15 Jahren hinaus, von strategischem Interesse sind, und gibt 
die allgemeine Ausrichtung an, in die sich der Zonennutzungsplan 
einzufügen hat.

Der Zonennutzungsplan weist alle bebauten und die unbebauten 
Grundstücke, die zur Siedlungsentwicklung innerhalb der nächsten 
15 Jahre benötigt werden, als Bauzone aus.

Die Übersicht über den Stand der Erschliessung präsentiert die 
Grundstücke, die aufgrund der durchgeführten Planung und 
Erschliessung als Bauland geeignet sind. Sie erfasst alle Bauzonen, 
die im Zonennutzungsplan enthalten sind, und wird alle fünf 
Jahre nachgeführt.

Das Ortsplanungsdossier umfasst für die unbebauten und uner-
schlossenen Grundstücke das durch das Bundesgesetz festgelegte 
Erschliessungsprogramm, mit dem sich insbesondere prüfen lässt, 
ob die angestrebte Entwicklung für die Gemeinde finanziell 
tragbar ist.

Der erläuternde Bericht mit Übereinstimmungsnachweis präsen-
tiert die Optionen des Richtplans der Bodennutzung und des 
Zonennutzungsplans hinsichtlich der Abgrenzung und Grösse der 
Bauzone und zeigt, wie die Bauzonenreserven tatsächlich genutzt 
werden. Er erläutert zudem, wie neben dem Siedlungskonzept 
die übrigen Bereiche der Raumplanung in der Ortsplanung 
Berücksichtigung finden.
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Schlussprüfung der Ortsplanung

Hinsichtlich der Besiedlung enthält das Schlussprüfungsdossier 
folgende Dokumente:
· Richtplan der Bodennutzung.

· Zonennutzungsplan.

· Übersicht über den Stand der Erschliessung.

· Erschliessungsprogramm.

· Erläuternder Bericht mit Übereinstimmungsnachweis.

Teil- oder Totalrevision der Ortsplanung

Der Zonennutzungsplan und/oder der Richtplan der Bodennutzung 
können vor der gesetzlich vorgeschriebenen Frist von 15 Jahren 
revidiert werden, wenn die Bauzone keine Reserven mehr aufweist, 
oder wenn die Gemeinde in der Vorstudie andere Bedürfnisse 
äussert.
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